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Zivilgesellschaft unter Druck: Globaler 
Widerstand gegen Demokratie wächst
Katja Drinhausen und Günter Schucher
Im Mai 2015 setzte Putin ein Gesetz in Kraft, das russischen Behörden erlaubt, vom Aus-
land unterstützte Nichtregierungsorganisationen (NRO) als „unerwünscht“ zu verbie-
ten. Ein ähnliches Gesetz zur massiven Einschränkung ausländischer NRO soll auch in 
China noch vor Jahresende verabschiedet werden.
Analyse
Mit dem Ende des Kalten Krieges verlagerten die westlichen Industrieländer den Fo-
kus ihrer Entwicklungszusammenarbeit immer mehr auf die Demokratieförderung. Seit 
mehr als zehn Jahren sinkt die Toleranz der Empfängerländer gegenüber dieser „Be-
gleiterscheinung“ der Entwicklungshilfe, spätestens seitdem die USA ihren Kampf ge-
gen globalen Terror begannen und die Farbrevolutionen in Georgien, Kirgisistan, der 
Ukraine und im Libanon Autokraten unter Druck setzten. Weltweit nehmen die Bestre-
bungen zu, das Engagement von NRO einzugrenzen.
  Die in den einzelnen Ländern gewählten Methoden zur Kontrolle der NRO sind viel-
fältig und reichen von regulativen Einschränkungen bis hin zu Repressalien.
  Russland kommt dabei eine Art Vorreiterrolle zu; die chinesische Regierung bezieht 
sich ausdrücklich auf das Vorgehen von Moskau. Neuere Gesetzesvorhaben sind 
meist Teil eines Gesamtpaketes, das zivilgesellschaftliche Beteiligungsrechte insge-
samt beschränkt.
  Auch halbautoritäre und demokratische Regierungen wie in Ungarn oder Indien ver-
suchen aus Angst vor politischem Kontrollverlust, die Einflussmöglichkeiten aus-
ländischer Organisationen zu verringern. Gleichzeitig sollen damit auch unliebsame 
inländische Akteure im Zaum gehalten werden.
  Der Trend, zivilgesellschaftliche Spielräume einzuschränken, wird nicht abebben. 
Es ist eher von einer Gegenbewegung „antidemokratischer Förderung“ auszuge-
hen. Dafür nutzen die autoritären Staaten auch eigene Institutionen und Organisa-
tionen im Ausland.
  Der zunehmende ideologische Protektionismus im Verbund mit staatlich geleiteten 
Soft-Power-Offensiven zur Gestaltung der globalen Wertedebatte stellt die interna-
tionale Kooperation vor neue Herausforderungen.
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Der Druck auf die Zivilgesellschaft wächst global
Nichtregierungsorganisationen (NRO) gelten als 
Hoffnungsträger demokratischer Entwicklung. 
Zugleich haben sie sich in den  vergangenen Jahr-
zehnten als wichtiger Bestandteil zwischenstaatli-
cher Interaktion etabliert. Gemessen daran müssten 
die weltweit zu beobachtenden Anstrengungen, 
zivilgesellschaftliche Organisationen und deren 
globale Vernetzung deutlich einzuschränken, auf 
massiven und geeinten Widerstand demokra-
tischer Regierungen und Verbände stoßen. Deren 
eher vereinzelte und selektive Proteste lassen aller-
dings den Verdacht aufkommen, dass derartige 
Maßnahmen von einer großen Zahl von Regimen 
entweder unterschätzt werden oder dass politische 
Opportunität den Umgang mit diesen bestimmt.
So ist das Inkrafttreten des Gesetzes gegen 
„unerwünschte“ ausländische Organisationen 
in Russland zwar auf „heftige Kritik“ im Westen 
gestoßen (Die Welt, 24. Mai 2015), Einschränkungen 
des politischen Engagements von Bürgern in der 
Ukraine oder gar im EU-Staat Ungarn werden 
dagegen weniger scharf verurteilt. Gegenüber 
Indien und China, wo ähnliche Gesetze in Arbeit 
oder bereits in Kraft getreten sind, wird ebenfalls 
mit offener Kritik gespart. Offenbar wollen die 
Geber- und Herkunftsländer international tätiger 
NRO nicht durch ein zu nachdrückliches Auftreten 
ihre Chancen auf ein weiteres Engagement verspie-
len oder gar ihre eigenen wirtschaftlichen und poli-
tischen Interessen gefährden.
Doch ein Rückblick auf die internationale Ent-
wicklungszusammenarbeit und westliche Demo-
kratieförderung zeigt, dass sich spätestens seit 
Beginn der vergangenen Dekade grundlegende 
Veränderungen vollziehen, die nicht nur schwer-
wiegende Implikationen für die Arbeit interna-
tionaler NRO haben, sondern insgesamt grenz-
überschreitenden Austausch und Zusammenarbeit 
einschränken.
Aus Partnern werden Gegner
Als der Kalte Krieg mit dem Zusammenbruch 
der Sowjetunion endete, sah sich das politische 
Modell westlicher Demokratien am „Ende der 
Geschichte“ (Carothers und Brechenmacher 2014; 
Gershman und Allen 2006). Konzentrierte sich 
Entwicklungshilfe bis dahin auf wirtschaft-
liche und finanzielle Zusammenarbeit, so wur-
den seit den 1990er Jahren zunehmend Mittel 
in den Aufbau demokratischer Strukturen in 
den Empfängerländern investiert. Das „Recht 
auf Demokratie“ und damit die Förderung 
von Rechtsstaatlichkeit, Bürgerbeteiligung und 
Menschenrechten wurden integraler Bestandteil 
des westlichen Selbstverständnisses. Viele der 
Empfängerländer erhoben keine Einwände – zum 
Teil, weil die Regierungen sich selbst auf dem Weg 
zum Aufbau eines demokratischen Systems sahen, 
zum Teil aber auch, weil sie die Auswirkungen 
dieser Begleiterscheinung der gewünschten 
Entwicklungshilfe als gering einschätzten. 
Die Trendwende setzte um das Jahr 2005 ein. 
Regime, die bis dahin Kooperationen zum Aufbau 
demokratischer Strukturen geduldet hatten, 
sahen internationale NRO – die historisch bedingt 
meist aus westlichen Staaten stammen – zuneh-
mend als verlängerte Arme der Herkunftsländer 
und damit als Gefahr für die politische und sozi-
ale Kontrolle über das eigene Land. Eine erheb-
liche Rolle in der veränderten Wahrnehmung 
spielte die US-amerikanische Außenpolitik unter 
Präsident Bush: die militärische Intervention im 
Irak und der Kampf gegen den Terror unter dem 
Banner der Freedom Agenda. Verstärkt wurde der 
Sinneswandel durch die Solidaritätsbekundungen 
westlicher NRO und deren teilweise finanzielle 
Unterstützung für die gesellschaftlichen Kräfte, 
die die Farbrevolutionen in Georgien, der Ukraine 
oder Zentralasien auslösten, sowie später durch 
die gewaltsamen Revolutionen im Nahen und 
Mittleren Osten im Jahr 2011, wo nicht zuletzt in 
Libyen westliche Regierungen parteiisch in die 
politische Realität eingriffen. 
Aufgrund innenpolitischer Entwicklungen 
fielen die zunehmenden Bedenken gegenüber 
westlicher Unterstützung häufig auf fruchtbaren 
Boden. Vielerorts geriet die Demokratisierung ins 
Stocken und zahlreiche Regime blieben in einem 
hybriden Zustand des Semi-Autoritarismus ver-
haftet. Gleichzeitig bot sich ein alternatives 
Erfolgsmodell für staatliche Entwicklung: ein autori-
tärer Kapitalismus nach den Beispielen Chinas und 
Russlands (Köllner 2008). War den Regierungen 
dieser Länder die wachsende Zivilgesellschaft 
schon immer suspekt, schienen die intensiv beo-
bachteten Revolutionen eine reale Gefahr durch 
NRO zu belegen. Die behauptete Bedrohung bot 
hier ein attraktives Erklärungsmuster, um vom 
Volk angestoßene Proteste und Umstürze nicht der 
eigenen autoritären Politik, sondern Intrigen des 
Westens zuzuschreiben und die Forderungen der 
Unzufriedenen damit zu delegitimieren.
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Erschwerend kam hinzu, dass nicht alle 
NRO, die im Namen von Demokratie und 
Menschenrechten tätig sind, diese auch im Auge 
haben. Für viele islamistische NRO, die in den 
Nahoststaaten nach 2011 neue Handlungsräume 
nutzen konnten, standen die weitere Islamisierung 
und machtpolitische Interessen im Vordergrund, 
wie das Beispiel Ägypten zeigt (Grimm 2015). So 
werden Bedenken zwar aus ganz unterschied-
lichen Richtungen genährt, das Ergebnis ist letzt-
lich jedoch das gleiche. 
Seit Mitte der 2000er Jahre grenzt eine  stetig stei-
gende Zahl von Ländern das Engagement auslän-
discher NRO und anderer internationa ler Akteure 
insbesondere in politisch  sensiblen Bereichen 
ein und versucht, deren enge Zusammenarbeit 
mit der lokalen Zivilgesellschaft zu unterbin-
den. Im Jahr 2006 schränkten nur circa 20 Emp-
fängerländer internationaler Entwicklungs- und 
Demokratieförderung die Arbeit von NRO ein. 
Acht Jahre später hatte bereits die Hälfte von 
rund 100 beobachteten Ländern diesbezügliche 
Restriktionen beschlossen oder geplant. Dabei 
kommt es zusehends zu Nachahmeeffekten. 
Während Russland eine Art Vorreiterrolle 
zukommt, warnen sich die Staaten auch unter-
einander und beraten sich hinsichtlich der tech-
nischen Vorgehensweise zum Schutz vor vermeint-
lich destabilisierenden ausländischen Akteuren. 
Maßnahmenspektrum: Von moderat bis repressiv
Die in den einzelnen Ländern gewählten Methoden 
zur Kontrolle der NRO sind vielfältig und reichen 
von regulativen Eingriffen bis hin zu Repressalien:
 − Gesetzliche Regulierungen und Kontrollen aus-
ländischer Förderprojekte schränken die Arbeit 
internationaler NRO und deren Kooperation 
mit inländischen Organisationen quantitativ 
und inhaltlich ein. Bisweilen sind diese Gesetze 
Teil eines umfassenderen Maßnahmenkatalogs 
zur Stärkung der nationalen Sicherheit und der 
Medienzensur.
 − Verschärfte regulative Hürden und Kontrollen 
drosseln den Zugang zu Finanzmitteln. 
Betroffen sind vor allem inländische NRO, 
die gerade in politisch sensitiven Bereichen 
wie der Verteidigung von Bürgerrechten 
oder dem Umweltschutz oft von finanziellen 
Zuwendungen aus dem Ausland abhängig sind.
 − Durch öffentliche Kritik, Diffamierung und auch 
Kriminalisierung wird ausländischen NRO und 
ihren lokalen Partnern die Legitimität für ihr 
Engagement entzogen, indem es als interessen-
geleitet und als Gefahr für die soziale und poli-
tische Stabilität dargestellt wird.
 − Besonders gravierend ist der Einsatz staatlicher 
Willkür gegen in- und ausländische NRO und 
deren Personal in Form von Einschüchterung 
und Verhaftungen, Ausweisungen und Büro-
schließungen unter fadenscheinigen Vorwänden.
Offiziell wird die Gesetzgebung damit begründet, 
dass es notwendig sei, Geldwäsche, Extremismus 
und Terrorismus besser bekämpfen zu können. 
Zudem wird oft argumentiert, dass diese neuen 
Gesetze den NRO mehr Sicherheit bieten wür-
den. Dabei sind die meisten Vorschriften restrik-
tiver, als es die genannten Ziele erfordern und 
es internationale Konventionen oder gar natio-
nale Verfassungen vorgeben. Zudem sind sie oft 
bewusst vage gehalten, um den Kontrolleuren 
Spielräume zu geben.
Russland bekämpft „ausländische Agenten“
Die Einschränkung zivilgesellschaftlicher Akti-
vitäten in Russland zeigt nicht nur beispiel-
haft die allmähliche Verschärfung dieser Politik, 
sondern auch die Verschränkung inländischer 
Prozesse mit der Wahrnehmung ausländischer 
Bedrohung (HRW 2013; Machalek o. J.). Vor dem 
Amtsantritt von Putin im Jahr 2000 konnte sich 
die Zivilgesellschaft in Russland entfalten: Es ent-
standen ungefähr 220.000 nichtkommerzielle und 
öffentliche Organisationen, von denen viele NRO 
auf die Zusammenarbeit mit und Zuwendungen 
aus dem Ausland bauten. Allerdings setzte bereits 
vor den Farbrevolutionen in Georgien und der 
Ukraine in den Jahren 2003 und 2004 eine gewisse 
Gegenbewegung ein, die möglicherweise von 
Putins sowjetischer Vergangenheit beeinflusst war. 
Spätestens die Ereignisse in Kiew im Umfeld der 
orangenen Revolution Ende 2004 aber dürften die 
Moskauer Machthaber zum Umdenken veranlasst 
haben, da diese in erster Linie dem Wirken west-
licher Akteure zugeschrieben wurde.
Im Januar 2006 setzte Putin Ergänzungen zu ver-
schiedenen russischen Gesetzen in Kraft, die zusam-
mengefasst als „NRO-Gesetz“ bezeichnet wurden. 
Sie erweiterten die Überwachungsmöglichkeiten 
der Behörden und ermächtigten sie, russischen 
und ausländischen NRO die Registrierung zu ver-
weigern, wenn ihre Ziele eine Gefahr für Russlands 
nationale Interessen darstellten. Auf westlichen 
politischen Druck hin gelang es, die vorgesehenen 
Einschränkungen abzuschwächen, da sich Russland 
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im rotierenden Vorsitz der G-8 keine Blöße geben 
wollte. Zwar konnten die meisten NRO ihre Arbeit 
fortsetzen; Menschenrechtsorganisationen wurden 
allerdings selektiv zum Schweigen gebracht.
Inzwischen scheint Putin gegen ausländische 
Einwände immun zu sein. Nach seiner umstrit-
tenen Wiederwahl verschärfte er die Gangart 
und unterzeichnete nur wenige Monate später 
im Juli 2012 erneut gesetzliche Ergänzungen: Alle 
NRO, die „politisch aktiv“ sind und Mittel aus 
dem Ausland erhalten, wurden damit verpflich-
tet, sich als ausländische Agenten zu registrieren. 
Politische Tätigkeit ist in dem Gesetz nicht nur 
sehr vage definiert, sondern wird zudem durch 
Ergänzungen zum Strafrecht und zum Gesetz 
gegen Geldwäsche und Terrorismus praktisch 
kriminalisiert. Entsprechend werden die betrof-
fenen Organisationen behandelt: Die Behörden 
können unangemeldet Dokumente und Finanzen 
einsehen und vielfältige Sanktionen verhängen. 
Hinzu kommt die Stigmatisierung als „auslän-
discher Agent“, die ihnen die Unterstützung der 
Bevölkerung entziehen soll. 
Hielten sich zunächst nur einzelne NRO an 
das neue Gesetz – andere klagten dagegen –, so 
sorgte eine landesweite Inspektionskampagne 
im März 2013 für dessen Durchsetzung. Das 
Justizministerium wurde autorisiert, Gruppen 
auch ohne deren Zustimmung als Agenten 
zu registrieren. Bis Anfang 2015 waren 68 sol-
cher Einrichtungen erfasst und das Gros der 
Einrichtungen verwarnt, mit Strafgeldern belegt 
oder wegen Rechtsverletzungen angeklagt wor-
den. Andere hatten ihre Tätigkeit eingestellt, 
um das „Agenten“-Label zu vermeiden. Auch 
Einrichtungen aus vermeintlich unverdächtigen 
Tätigkeitsfeldern können betroffen sein, sobald sie 
die Regierung kritisieren und ihrem Engagement 
damit eine politische Dimension verleihen.
Diese Maßnahmen waren eingebettet in ein gan-
zes Gesetzespaket, welches das Versammlungsrecht 
einschränkte, Verrat neu und weitreichender defi-
nierte und eine stärkere Internetzensur ermög-
lichte. Im Mai 2015 unterzeichnete Putin eine wei-
tere gesetzliche Verschärfung, die es den Behörden 
erlaubt, vom Ausland unterstützte „unerwünschte“ 
NRO zu verbieten und ihnen hohe Geld- und 
Haftstrafen aufzuerlegen. Dies sei notwendig, 
denn „westliche Geheimdienste versuchen weiter-
hin, Nichtregierungsorganisationen und politische 
Vereinigungen für ihre eigenen Zwecke einzuset-
zen, um die russischen Autoritäten zu diskreditie-
ren und die innere Situation Russlands zu desta-
bilisieren“ (Pettersen 2015).
China will „Schafe von den Wölfen trennen“
Auch in China plant die Regierung massive Ein-
schränkungen der Aktivitäten ausländischer 
Akteure. Ende 2014 wurde der Entwurf eines 
Gesetzes zur Regulierung ausländischer NRO vor-
gestellt, dessen Verabschiedung noch in diesem Jahr 
erwartet wird. Offiziellen Schätzungen zufolge sind 
in China 4.000 bis 10.000 ausländische NRO aktiv ‒ 
rund 1.000 davon langfristig. Aufgrund unvoll-
ständiger Gesetzesgrundlagen hat bislang nur ein 
Teil davon (Wirtschaftsverbände und Stiftungen) 
einen klar definierten rechtlichen Status. Andere 
Organisationen registrieren sich entweder als nicht-
profitorientierte Unternehmen, sichern sich durch 
Kooperationsvereinbarungen ab oder agieren ganz 
außerhalb des rechtlichen Rahmens, wenn auch 
meist staatlicherseits geduldet.
So mag das Gesetz darauf abzielen, eine recht-
liche Grundlage für ausländische NRO zu schaf-
fen; im Vordergrund steht jedoch deren Kontrolle. 
Bei der Ausarbeitung war das Ministerium für 
Öffentliche Sicherheit federführend, in  dessen 
Verantwortungsbereich in Zukunft die Aufsicht 
über ausländische NRO liegen soll. Der Gesetzes-
entwurf kommt im Verbund mit weiteren legis-
lativen Neuerungen (Anti-Terror-Gesetz, Gesetz 
zur Staatssicherheit) und ist damit in den Rahmen 
der staatlichen Sicherheitspolitik einzuordnen. 
In einer breiten politischen Initiative sollen west-
liche Einflüsse – auch in Forschung, Lehre und 
Medien  und die vermeintlich damit einherge-
henden Gefahren zurückgedrängt werden (Belkin 
und Cohen 2015).
Die Gesetzesinitiative ging direkt von der Spitze 
der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) aus. 
Unter Leitung der von Staats- und Parteichef Xi 
Jinping neu gegründeten Sicherheitskommission 
wurde ab Mitte 2014 eine umfangreiche Kontrolle 
ausländischer NRO und deren lokaler Partner 
durchgeführt. Auch die Zahlungen an den NRO-
Sektor aus dem Ausland wurden unter genaue 
Beobachtung durch die Sicherheitsbehörden gestellt. 
Zwar kritisiert die chinesische Presse durch-
aus den bisher mangelhaften Rechtsrahmen und 
weist auch auf die positiven Beiträge auslän-
discher NRO zur Entwicklung des Landes hin, 
doch bis auf wenige Ausnahmen liegt der Fokus 
der Berichterstattung auf deren Gefahrenpotenzial. 
Insbesondere die Staatspresse zitiert vorwiegend 
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Sicherheitsexperten, die vor politischer Infiltration 
durch westliche Werte warnen und ausländische 
NRO und deren inländische Partner als fremdge-
steuerte Agenten beschreiben. In diesem Kontext 
wird das Gesetz als notwendige Maßnahme des 
Selbstschutzes dargestellt und Russland als posi-
tives Vorbild im Umgang mit ausländischen NRO 
hervorgehoben (Ma 2014).
Über das geplante Gesetz entscheidet der 
Nationale Volkskongress. Dessen stellvertretender 
Vorsitzender Chen Zhu erklärte es zur Aufgabe 
der zuständigen Behörden, bei ausländischen 
Akteuren „zwischen Wölfen und Schafen“ zu 
unterscheiden. Entsprechend soll das Gesetz einen 
Selektionsprozess ermöglichen (Ma 2014). Alle 
ausländischen NRO sind aufgefordert, sich neu 
zu registrieren. Dafür müssen sie einen staatlichen 
Dachpartner vorweisen, der als Schirmherr die 
Betreuung und inhaltliche Verantwortung für ihre 
Arbeit übernimmt. Die Sicherheitsbehörden müs-
sen zusätzlich alle geplanten Aktivitäten bewilli-
gen. Überregionales Engagement wird durch die 
Beschränkung auf nur einen Standort limitiert.
Die vorgesehene Definition von NRO umfasst 
alle nichtstaatlichen, nichtprofitorientierten Ein-
richtungen – also auch Forschungs- und Bildungs-
einrichtungen, Wirtschaftsverbände und Vereine – 
und betrifft damit ein breites Spektrum der zivilen 
Interaktion zwischen China und dem Ausland. 
Ähnlich wie in Russland sind die Paragraphen sehr 
dehnbar angelegt. Untersagt sind beispielsweise die 
Durchführung und Förderung von Aktivitäten, die 
„politischer oder religiöser“ Natur sind, die „innere 
Sicherheit beeinträchtigen“ oder „gesellschaftliche 
Moralvorstellungen und Konventionen“ verletzen. 
Den Sicherheitsbehörden wird ein fast uneinge-
schränkter Handlungsspielraum gegenüber auslän-
dischen NRO eingeräumt. Wie chinesische Forscher 
anmerkten, kann ein so weit gefasstes Gesetz rein 
logistisch nicht dem Wortlaut entsprechend ange-
wendet werden, so dass eine willkürliche Auslegung 
quasi vorprogrammiert ist (Jia 2015).
Schien der Trend vor dem Regierungswechsel 
im Jahr 2013 eher in Richtung einer Legalisierung 
und teilweisen Liberalisierung der Arbeit von 
NRO zu gehen, versucht der Staat nun schritt-
weise, die Kontrolle über die in den vergange-
nen Dekaden gewachsenen zivilgesellschaftlichen 
Kräfte zurückzugewinnen, insbesondere über die 
rund eine halbe Million registrierter chinesischer 
NRO. Eine neue Kampagne zur Einrichtung von 
Parteizellen soll auch diese Einrichtungen zu 
Transmissionsriemen der KPCh machen. Ziel ist 
eine staatlich geführte Zivilgesellschaft.
Zunehmende Skepsis auch in demokratischen 
Staaten
Vor dem Hintergrund weltweiter Vernetzung und 
zunehmender Abhängigkeiten entwickeln auch 
demokratische Regierungen Angst vor politischem 
Kontrollverlust. Insbesondere in Ländern mit einer 
kolonialen Vergangenheit finden Bedenken vor 
Fremdbestimmung starken Widerhall. So sind 
selbst Systeme mit einer aktiven und weitestgehend 
freien Zivilgesellschaft keinesfalls vor derartigen 
Bestrebungen gefeit, wie das Beispiel Indien zeigt. 
Bereits seit 1976 gibt es hier gesetzliche 
Regelungen, die eine staatliche Bewilligung zur 
Annahme finanzieller Zuwendungen aus dem 
Ausland erfordern. Eine Revision des Gesetzes 
im Jahr 2010, die Korruption, Geldwäsche und 
Terrorfinanzierung verhindern sollte, ermöglichte 
eine noch stärkere Kontrolle der Finanzen von NRO. 
Knapp 9.000 „unliebsamen“ Organisationen hat 
die Regierung bereits die Lizenz zur Annahme 
von Fördermitteln entzogen; bei anderen wurden 
Zahlungen blockiert. In der Folge musste eine Reihe 
von NRO, die sich mit Folter, häuslicher Gewalt, 
Korruption, Umwelt- oder Minderheitenschutz 
befassen, ihre Aktivitäten einschränken. Das 
Vorgehen gegen Greenpeace India zeigt, dass 
es auch um wirtschaftliche Interessen geht, da 
Umweltschützer mit ihren Aktivitäten Aufbau- und 
Infrastrukturprojekte behindern (Mashru 2014).
Entsprechende Entwicklungen sind auch im 
europäischen Raum zu beobachten. So sieht der 
konservative Ministerpräsident Ungarns Viktor 
Orbán ebenfalls „Agenten ausländischer Mächte“ 
am Werk, die nationale Interessen bedrohen. Im 
Juli 2014 ordnete er Wirtschaftsprüfungen von 
59 ungarischen NRO an, die er als „gekaufte poli-
tische Aktivisten“ bezeichnete. Im Fokus stehen 
dabei NRO, die in Absprache mit der EU Mittel 
aus einem norwegischen Fonds zur Förderung 
einer pluralistischen Zivilgesellschaft erhielten 
und die seiner Politik kritisch gegenüber ste-
hen. Der Umweltorganisation, die die norwe-
gischen Fördermittel verwaltete, werden illegale 
Kreditwirtschaft und Parteienfinanzierung vor-
geworfen (AI 2015). Norwegen hat die Zahlungen 
zwar eingestellt, der Protest aus der EU bleibt 
jedoch leise ‒ und dies, obwohl Orbán demokra-
tischen Grundprinzipien eine Absage erteilte, als 
er erklärte, dass der ungarische Staat „sich nicht 
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 weiter an liberale Werte halten wird“ und dabei 
auf die Erfolge „illiberaler“ Staaten wie Russland 
und China verwies (Kahlweit 2014).
Werte- und Meinungsoffensive autoritärer Systeme 
Bezeichnend für die Maßnahmen gegen NRO 
sind die starken Parallelen in der Rhetorik und 
Vorgehensweise in allen Ländern. Ein Abebben des 
Trends zur Einschränkung zivilgesellschaftlicher 
Spielräume ist nicht zu erwarten, eher ist von einer 
weiteren Verschärfung auszugehen und – global 
betrachtet – von einer Gegenbewegung „antide-
mokratischer Förderung“ (Whitehead 2014). Viele 
der Regime, die ihre Kontrolle über zivilgesell-
schaftliche Organisationen intensivieren, haben 
zugleich deren Potenzial erkannt und versuchen, 
es sich selbst zu Nutze zu machen. Russland zum 
Beispiel unterstützt in Europa das rechte poli-
tische Spektrum durch finanzielle Zuwendungen 
an zivilgesellschaftliche Gruppierungen und 
Parteien. Zudem versucht es, mit der Förderung 
von Instituten und dem Aufbau von Medien 
wie RT (vormals Russia Today) den öffentlichen 
Diskurs in Richtung der eigenen Positionen und 
Deutungsmuster zu lenken (Troianovski 2014).
Chinas Schritte erregen derzeit kaum 
Aufsehen, sind aber in ihrem Umfang nicht weni-
ger ehrgeizig. Die politische Führung sieht die 
Internationalisierung chinesischer NRO und die 
Etablierung weltweit anerkannter Denkfabriken 
als wichtigen Baustein ihrer Soft-Power-Strategie 
und hat hierzu eigens Förderprogramme aufge-
legt. Vor allem bei der Umsetzung der „Seiden-
straßeninitiative“ zum Aufbau transnationaler 
Wirtschaftskorridore sollen sie eine wichtige 
Rolle spielen, aber auch im regionalen Umfeld 
in Südostasien, wo territoriale Streitigkeiten die 
Beziehungen belasten (Fu 2015; Huang 2013).
Das Engagement chinesischer NRO im Ausland 
soll dazu beitragen, ein besseres Verständnis für 
andere Länder zu gewinnen, aber auch „die öffent-
liche Meinung in den betreffenden Staaten anzu-
leiten“ und „eine positive Gesinnung gegenüber 
China“ zu schaffen. Zugleich sollen NRO „als 
Brücke“ für chinesische Unternehmen im Ausland 
dienen. Fehlgeschlagene Wirtschaftsaktivitäten der 
letzten Jahre werden primär Gegenbewegungen 
der lokalen Zivilgesellschaft zugeschrieben und 
westliche NRO als treibende Kraft dahinter aus-
gemacht. Ihnen sollen nun eigene Organisationen 
entgegenstellt werden (Hu und Wang 2014).
Abschottung und ideologischer Protektionismus 
statt globaler Bürgergesellschaft?
Noch bis in die frühen 2000er Jahre schienen NRO 
das Potenzial zu haben, Nationalstaatlichkeit zu 
überwinden und zum Fundament einer globalen 
Bürgergesellschaft zu werden. Nun zeichnet sich 
eine gegenläufige Entwicklung ab, bei der Staaten 
die Zivilgesellschaft eingrenzen und instrumen-
talisieren, um in einer globalisierten Welt poli-
tische Steuerungsfähigkeit zurückzugewinnen. 
Infolgedessen verlagert sich auch der Focus der 
internationalen Entwicklungszusammenarbeit 
weg von der Demokratieförderung und wie-
der hin zu einer weitgehend entpolitisierten 
Entwicklungsförderung.
Der zunehmende ideologische Protektionismus 
im Verbund mit Soft-Power-Offensiven zur 
Gestaltung der globalen Wertedebatte führt zu 
neuen Herausforderungen für die internationale 
Zusammenarbeit und den Austausch, da die entste-
henden Ungleichgewichte in den „Marktzugängen“ 
auch in liberalen Gesellschaften Besorgnis gegen-
über ausländischen Akteuren und Forderungen 
nach Schutzmaßnahmen aufkommen lassen. So 
wurden Ende 2014 in den USA Rufe laut, bestimmte 
Institutionen als ausländische Agenten zu regis-
trieren, nachdem bekannt wurde, dass führende 
amerikanische Denkfabriken als Gegenleistung 
für finanzielle Unterstützung politische Anliegen 
anderer Staaten in die Politik eingespeist hatten 
(Lipton et al. 2014). Ein solches Gesetz existiert hier 
zwar bereits seit 1938; im Gegensatz zu vielen der 
aktuellen rechtlichen Initiativen enthält es jedoch 
klare Definitionen, lässt wenig Spielraum für will-
kürliche Auslegung und zielt somit weniger auf 
Verbote als auf die Offenlegung von Motiven und 
Einflüssen ab.
Die globalen Abschottungstendenzen  werden 
sich wohl nicht umkehren lassen. Doch ange-
sichts der immer weiter fortschreitenden Globali-
sierung erscheint eine Rückkehr zu nationalis-
tischen Nullsummenspielen und territorialer 
Abgrenzung der Diskurse wenig ratsam. Ziel aller 
Akteure sollte deshalb sein, bei ihren sicherheits-
politischen Gesetzgebungen die Verbesserung der 
Transparenz in den Vordergrund zu stellen und 
die Handlungsspielräume der zivilgesellschaft-
lichen Interaktion zu erhalten. Spätestens wenn 
die neuen Mächte im NRO-Sektor selbst auf gesetz-
liche Einschränkungen anderer Staaten treffen, 
werden auch sie vermutlich ein solches Vorgehen 
befürworten. 
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